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I. Allgemeines 

Zentrales Element des Ende der 1990er Jahre eingeleiteten Bologna-Prozesses ist 

eine externe Qualitätssicherung in Studium und Lehre nach gemeinsamen europäi-

schen Standards als Garant für eine hohe Studienqualität im europäischen Hoch-

schulraum. Auf dieser Grundlage haben sich Hochschulrektorenkonferenz und Kul-

tusministerkonferenz 1998 auf die Akkreditierung gestufter Studiengänge als wis-

senschaftsgeleitetes Qualitätssicherungssystem für Studium und Lehre zur Ge-

währleistung fachlich inhaltlicher Standards und der Berufsrelevanz der Hochschul-

abschlüsse verständigt. Der Staat nimmt in diesem System seine Verantwortung für 

die Hochschulausbildung durch die gem. § 9 Abs. 2 HRG beschlossenen länder-

gemeinsamen Strukturvorgaben für Bachelor- und Masterstudiengänge wahr, die 

der Akkreditierung verbindlich zugrunde zu legen sind. 

Mit der Vereinbarung zur Stiftung „Stiftung: Akkreditierung von Studiengängen in 

Deutschland“ vom 16.12.2004 haben die Länder die Aufgaben des Akkreditierungs-

rates auf eine nach dem Recht des Landes Nordrhein-Westfalen als rechtsfähige 

Stiftung des öffentlichen Rechts zu errichtende Stiftung „Stiftung: Akkreditierung 

von Studiengängen in Deutschland“ übertragen. Die Wahrnehmung ihrer Aufgaben 

im Vollzug der gemeinsamen Strukturvorgaben nach § 9 Abs. 2 HRG haben sie für 

Bachelor- und Masterstudiengänge von staatlichen und staatlich anerkannten 

Hochschulen sowie für Bachelorausbildungsgänge an staatlichen und staatlich an-

erkannten Berufsakademien ebenfalls auf die Stiftung übertragen. Nordrhein-

Westfalen hat daraufhin das Gesetz zur Errichtung einer Stiftung „Stiftung zur Ak-

kreditierung von Studiengängen in Deutschland“ vom 15. Februar 2005 erlassen, 

das am 26.02.2005 in Kraft getreten ist. 

Mit Beschluss vom 17.02.2016 hat das Bundesverfassungsgericht nunmehr eine 

grundlegende Entscheidung zu den rechtlichen Anforderungen an das Akkreditie-

rungssystem getroffen. Inhaltlich wird der Ansatz einer verbindlichen externen Qua-

litätssicherung der Lehre durch Akkreditierung, die nicht nur auf wissenschaftlich 

fachliche Kriterien beschränkt ist, sondern auch die Studienorganisation, die Studi-

enanforderungen und den Studienerfolg bewertet, bestätigt. Mängel werden aller-

dings in der rechtlichen Umsetzung gesehen, da die für die Akkreditierung wesent-

lichen Entscheidungen durch den Gesetzgeber selbst zu treffen seien. Hierzu ge-
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hört die Normierung inhaltlicher sowie verfahrens- und organisationsbezogener An-

forderungen an die Akkreditierung, die wissenschaftsadäquate Zusammensetzung 

der Akteure sowie Verfahren zur Aufstellung und Revision der Bewertungskriterien. 

Das Gericht hat dabei nicht nur die Regelungen im nordrhein-westfälischen Hoch-

schulgesetz, die der Entscheidung zugrunde liegen, als nicht verfassungskonform 

beurteilt, sondern auch das Akkreditierungsstiftungsgesetz und die nur auf exekuti-

ver Grundlage beruhende Verweisung hierauf durch die entsprechenden KMK-

Vereinbarungen. Dem (nordrhein-westfälischen) Gesetzgeber wurde aufgegeben, 

eine Neuregelung bis zum 31.12.2017 zu schaffen, die den Anforderungen des 

Art. 5 Abs. 3 Satz 1 GG i.V.m. dem Demokratieprinzip und dem Rechtsstaatsprinzip 

entspricht. Bis zu diesem Zeitpunkt gelten die bestehenden Regelungen fort. 

Vor diesem Hintergrund hat sich die Kultusministerkonferenz für ein ländergemein-

sames Vorgehen mit dem Ziel einer länderübergreifenden Gesamtlösung ausge-

sprochen. Im Vordergrund steht dabei die Umsetzung der durch das Gericht ge-

setzten Vorgaben, insbesondere die Schaffung einer ausreichenden Rechtsgrund-

lage für ein Qualitätssicherungssystem. Mit Beschluss vom 17.06.2016 hat sich die 

Kultusministerkonferenz zur Akkreditierung als einer Form der externen Qualitätssi-

cherung bekannt. Sie hat Handlungsbedarf auf Seiten der Länder bestätigt und die 

Umsetzung der notwendigen rechtlichen Regelungen entsprechend den höchstrich-

terlichen Vorgaben als dringlich erachtet. Sie sieht zudem die Notwendigkeit der 

weiteren Optimierung des Akkreditierungssystems und hat sich deshalb darauf ver-

ständigt, neben den Vorschlägen zur rechtlichen Umsetzung der Vorgaben des 

Bundesverfassungsgerichts auch Vorschläge zur Flexibilisierung des Systems der 

externen Qualitätssicherung und für größere Freiräume der Hochschulen sowie für 

eine Verschlankung der Verfahren und eine Aufwands- und damit Kostenreduzie-

rung zu prüfen. 

Mit dem vorliegenden Staatsvertrag wird die Rechtsgrundlage für ein Akkreditie-

rungssystem geschaffen, dem folgende Leitgedanken zugrunde liegen: 

- primäre Verantwortung der Hochschulen für Qualitätssicherung und –

entwicklung in Lehre und Studium 
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- Akkreditierung als externes, wissenschaftsgeleitetes Qualitätssicherungssys-

tem für Studium und Lehre zur Gewährleistung fachlich inhaltlicher Standards 

und der Berufsrelevanz der Hochschulabschlüsse 

- Wahrnehmung der staatlichen Verantwortung für die Gleichwertigkeit einander 

entsprechender Studien- und Prüfungsleistungen sowie Studienabschlüsse und 

die Möglichkeit des Hochschulwechsels nach § 9 Abs. 2 HRG im Rahmen des 

Akkreditierungssystems 

- Programm- und Systemakkreditierung als Akkreditierungsinstrumente sowie die 

Option zur Fortentwicklung der Qualitätssicherung durch Akkreditierung (Expe-

rimentierklausel) 

- Kompatibilität mit den auf europäischer Ebene vereinbarten Standards und Leit-

linien für die Qualitätssicherung im europäischen Hochschulraum (ESG). 

II. Zu den einzelnen Vorschriften 

Artikel 1 Qualitätssicherung 

Der Staatsvertrag bezieht sich ausschließlich auf Akkreditierung als eine mögliche 

Form der Qualitätssicherung und –entwicklung in Studium und Lehre, die sich in 

der bisherigen Form bewährt hat und auch durch den Beschluss des Bundesver-

fassungsgerichts nicht in Frage gestellt wird. Neben der Qualitätssicherung durch 

Akkreditierung besteht Spielraum für andere Optionen der Qualitätssicherung (die 

jedoch nicht die mit dem Staatsvertrag verbundenen Wirkungen erzielen). 

Abs. 1 unterstreicht die primäre Verantwortlichkeit von Hochschulen für die Quali-

tätssicherung und –entwicklung in Studium und Lehre. Abs. 2 ist Ausdruck der nach 

§ 9 Abs. 2 HRG dem Staat obliegenden Verantwortung für die strukturelle Homo-

genität des Hochschulsystems als Grundlage für die Anerkennung von Abschlüs-

sen und die Gewährleistung von Mobilität. 

Mit Abs. 3 wird die gegenseitige Anerkennung der auf der Grundlage des Staats-

vertrages qualitätsgesicherten Studiengänge festgeschrieben. 
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Artikel 2 Grundlage und Maßstäbe 

Art. 2 lässt eine Einbeziehung anderer als Bachelor- und Masterstudiengänge in die 

Akkreditierung zu und trägt damit der Entwicklung in der Systemakkreditierung 

Rechnung, die zum Teil bereits Studiengänge mit Staatsexamen einschließt. Die 

Vorschrift ist verfahrensneutral formuliert und gilt damit für alle Formen der Akkredi-

tierung.  

Art. 2 übernimmt die bisherige Zielsetzung der Akkreditierung: Einhaltung formaler 

Kriterien, fachlich inhaltlicher Standards und Berufsrelevanz, trennt jedoch zwi-

schen den formalen Kriterien einerseits und den Kriterien der fachlich inhaltlichen 

Standards andererseits, die die Berufsrelevanz einschließen, wobei für Letztere ein 

peer review Verfahren der Beratung und Begutachtung vorgesehen wird. 

Die formalen Kriterien (Abs. 2) greifen stichwortartig die Kernelemente der länder-

gemeinsamen Strukturvorgaben auf. Die fachlich inhaltlichen Kriterien (Abs. 3) 

werden im Rahmen eines Zielkatalogs aufgeführt. Dieser beruht im Wesentlichen 

auf dem bisherigen Regelwerk des Akkreditierungsrates und benennt Kriterien, die 

auch das Bundesverfassungsgericht als mögliche Kriterien ausdrücklich als zuläs-

sig erwähnt. Die Einhaltung der formalen und fachlich-inhaltlichen Kriterien ist durch 

die Hochschule im Rahmen des Selbstberichts darzulegen (s. Art. 3 Abs. 2 Num-

mer 2). 

Abs. 2 und 3 beschränken sich auf die Erwähnung der unabdingbaren und durch 

die Rechtsprechung gesicherten Kriterien, wobei die nach den Vorgaben des Bun-

desverfassungsgerichts ebenfalls erforderliche Konkretisierung einer entsprechen-

den Rechtsverordnung durch die Länder vorbehalten bleibt (Ermächtigungsgrund-

lage in Art. 4). Damit wird der Staatsvertrag entlastet und die Gefahr aufwendiger 

Änderungsverfahren reduziert. Die auch hinsichtlich der Konkretisierung gebotene 

Einheitlichkeit soll durch eine im Rahmen der KMK zu erarbeitende Musterverord-

nung gewährleistet werden. 

Abs. 4 enthält eine rechtliche Klarstellung, dass landesrechtliche Regelungen, ins-

besondere z. B. prüfungsrechtliche Vorschriften, durch den Staatsvertrag nicht au-

ßer Kraft gesetzt werden und ggf. zusätzlich im Rahmen der Akkreditierung zu be-
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rücksichtigen sind. Diese Klausel hat ihre Grundlage in den bisherigen Erfahrungen 

mit Akkreditierungsrat und Agenturen. 

Artikel 3 Verfahren 

Art. 3 Abs. 1 definiert die möglichen Akkreditierungsinstrumente (System- und Pro-

grammakkreditierung) ohne Präferenz für ein bestimmtes Verfahren und eröffnet 

zugleich die Möglichkeit für andere Akkreditierungswege, die ebenfalls den Kriterien 

nach Art. 2 verpflichtet sind (Experimentierklausel). Außerdem wird auch für diese 

Verfahren, für die die Kriterien des Art. 2 gelten, durch die Bezugnahme auf den 

Abs. 2 Satz 1 die Einhaltung europäischer Qualitätsstandards (ESG) im Hinblick auf 

die Beteiligung der Wissenschaft entsprechend den Regelungen des Staatsvertra-

ges festgeschrieben. Der Akkreditierungsrat kann im Rahmen der Abstimmung mit 

dem Land seine Zustimmung nur verweigern, wenn die Verfahren dem Art. 2, dem 

Abs. 2 Satz 1 sowie den in diesem Staatsvertrag und in der Rechtsverordnung 

nach Art. 4 festgelegten Grundsätzen zur angemessenen Beteiligung der Wissen-

schaft nicht entsprechen. 

Abs. 2 normiert die Anforderungen an die Verfahren der Programm- und Systemak-

kreditierung einschließlich der Einbeziehung aller relevanten Stakeholder und fach-

lich affiner Hochschullehrerinnen und -lehrer in die Begutachtung, die durch EQAR-

gelistete und vom Akkreditierungsrat zugelassene Agenturen erfolgt. Für alternative 

Verfahren i.S. von Abs. 1 Nummer 3 gelten die Vorgaben des Abs. 2 Satz 2 (Agen-

turpflicht) nicht.  

Auch hinsichtlich des Verfahrens wird die nähere Ausgestaltung den Rechtsverord-

nungen der Länder im Hinblick auf die unter Art. 2 dargestellten Gründe überlas-

sen. 

Abs. 3: Die Entwicklung eines wissenschaftsadäquaten Verfahrens zur Benennung 

der begutachtenden Hochschullehrerinnen und Hochschullehrer wird der HRK 

übertragen, die bereits im Rahmen der DFG etablierte und bewährte Verfahren 

praktiziert. Nähere Anforderungen zu den fachlichen Anforderungen an die Gutach-

ter und Gutachterinnen sind in den Rechtsverordnungen festzulegen (Art. 4 

Abs. 3 Satz 1 Nummer 4). Damit kann auf detaillierte Regelungen zur Gewinnung 
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von Gutachtern im Staatsvertrag verzichtet werden. Das Verfahren bedarf der Zu-

stimmung des Stiftungsrates, in dem die Länder die Mehrheit stellen. Die Agenturen 

sind an das Verfahren gebunden. 

Abs. 4 gewährt den Hochschulen ein Recht auf Stellungnahme vor der abschlie-

ßenden Entscheidung des Akkreditierungsrates. 

Abs. 5: Abweichend von dem bisher praktizierten Verfahren der Akkreditierung soll 

künftig differenziert werden zwischen Begutachtung und Erstellung des Gutachtens 

mit Beschluss- und Bewertungsempfehlungen einerseits, die durch die Agenturen 

(System- und Programmakkreditierung) vorzunehmen sind, und der Akkreditie-

rungsentscheidung andererseits, die künftig durch den Akkreditierungsrat erfolgen 

soll. Diese Maßnahme dient der Deregulierung und Effizienzsteigerung, da auf die-

se Weise eine konsistente Entscheidungspraxis auf der Grundlage der vorgegebe-

nen Kriterien gefördert wird, indem die bisher häufig unterschiedlichen Agentur-

standards entfallen. Ferner werden klare Rechtsverhältnisse zwischen den privat-

rechtlich organisierten Agenturen als Dienstleister für die Hochschulen und dem 

hoheitlich tätigen Akkreditierungsrat geschaffen. Die Akkreditierungsentscheidung 

wird ausdrücklich als Verwaltungsakt definiert (Abs. 5 Satz 4), gegen den der Ver-

waltungsrechtsweg eröffnet wird (Abs. 7). Eine Abweichung von der Beschluss- und 

Bewertungsempfehlung bedarf der Begründung. 

Die in Abs. 5 vorgesehene Aufteilung der das Verfahren abschließenden Entschei-

dung in die Feststellung der formalen Kriterien einerseits und der fachlich-

inhaltlichen Kriterien andererseits folgt inhaltlich der Trennung dieser Kritierien in 

Art. 2. Die Aufteilung dient aber auch der Verfahrensökonomie: Die formalen Krite-

rien bedürfen keiner Prüfung durch die Gutachter der Agenturen, deren Einhaltung 

prüft die Geschäftsstelle der Agentur selbst und erstellt den Prüfbericht. Die Begut-

achtung betrifft nur den fachlich-inhaltlichen Teil. Damit werden die Gutachter von 

der Prüfung rein formaler Kriterien entlastet. Weiterhin knüpft der Staatsvertrag an 

diese Trennung auch bei der Festlegung von qualifizierten Mehrheiten der beteilig-

ten Hochschullehrer an. Solche sind nur bei Entscheidungen erforderlich, bei denen 

es um die fachlich-inhaltlichen Fragen geht (Art. 4 Abs. 3 Satz 2). 
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Abs. 8: Für die Durchführung der Akkreditierungsverfahren erhebt der Akkreditie-

rungsrat nach Maßgabe der Gebührenordnung (Art. 6 Abs. 4) von den Hochschulen 

Gebühren. Für die Hochschulen und das Akkreditierungssystem insgesamt erge-

ben sich damit folgende Konsequenzen: Neben den Gebühren für die Akkreditie-

rungsentscheidung fallen für die Hochschulen Kosten für die Begutachtung durch 

die Agenturen an. Diese verringern sich jedoch durch den Wegfall der Entschei-

dungsfunktion gegenüber den bisherigen Entgelten, da die Verfahren bei den Agen-

turen weniger komplex angelegt werden können und der Aufwand sich damit redu-

ziert. Zusätzlich ermöglicht der Staatsvertrag, die für die Begutachtung durch die 

Agenturen anfallenden Entgelte der Hochschulen ggf. zu begrenzen. So sieht die 

Verordnungsermächtigung die Möglichkeit zur Regulierung der Agenturentgelte vor, 

um die angestrebte Kostenreduzierung zu erreichen (Art. 4 Abs. 5). 

Auch die Übertragung der Akkreditierungsentscheidung auf den Akkreditierungsrat 

ist grundsätzlich kostenrelevant, da durch die Prüfung der Gutachten mit Be-

schluss- und Bewertungsempfehlungen zur Vorbereitung der Entscheidungen im 

Akkreditierungsrat Aufwand für die Geschäftsstelle des Akkreditierungsrates ent-

steht. Dem steht jedoch ein erhebliches Maß an Aufwands- und damit Kostenredu-

zierung gegenüber, das sich insbesondere ergibt durch 

- den signifikanten Rückgang der Programmakkreditierungen aufgrund des zu-

nehmenden Trends zur Systemakkreditierung 

- den Wegfall der bisherigen Verfahren zur Überwachung des Akkreditierungsge-

schehens 

- den Verzicht auf die Akkreditierung von Agenturen zugunsten eines formalen Zu-

lassungsverfahrens auf der Basis der Mitgliedschaft in European Quality As-

surance Register for Higher Education (EQAR), Art. 5 Abs. 3 Nummer 5 

- den in der Programmakkreditierung inzwischen nahezu flächendeckenden Über-

gang auf weniger aufwendige Reakkreditierungen 

- die Verlängerung der Reakkreditierungsfristen, die im Rahmen der Rechtsver-

ordnungen vorgesehen werden. 
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Vor diesem Hintergrund ist davon auszugehen, dass sich sowohl die für die Hoch-

schulen als auch für das Gesamtsystem ergebenden Kosten zumindest nicht ver-

teuern, perspektivisch in dem Maße, in dem die o. a. Rahmenbedingungen wirksam 

werden, sogar verringern können. 

Abs. 6 regelt die Dokumentations- und Veröffentlichungspflichten. 

Artikel 4 Verordnung zur Regelung des Näheren der Studiengangsakkredi-

tierung 

Art. 4 enthält die Verordnungsermächtigung zur näheren Ausgestaltung der forma-

len und der fachlich inhaltlichen Kriterien sowie des Verfahrens, insbesondere zur 

Gewährleistung einheitlicher Standards für die Erstellung der Gutachten mit Be-

schluss- und Bewertungsempfehlungen sowie für den Prüfbericht über die Einhal-

tung der formalen Kriterien. Diese sind Voraussetzung für eine zügige Bearbeitung 

insbesondere der Programmakkreditierungen durch den Akkreditierungsrat und 

Grundlage für die gegenüber der bisherigen Akkreditierung von Agenturen deutlich 

gelockerten Zulassung. 

Möglicher Regelungsinhalt der Rechtsverordnungen hinsichtlich der formalen Krite-

rien sind die ländergemeinsamen Strukturvorgaben, ggf. in modifizierter Form. Nä-

here Vorgaben zum Verfahren sind an den ESG auszurichten. 

Für einzelne Studienbereiche können im Rahmen der Rechtsverordnungen beson-

dere Regelungen vorgesehen werden. Dies betrifft insbesondere die Lehramtsstu-

diengänge sowie künstlerische Studiengänge an Kunst- und Musikhochschulen 

(Abs. 2). Besondere Regelungen hinsichtlich der Akkreditierungsverfahren z. B. bei 

Lehramtsstudiengängen können ggf. auch im Rahmen von Abs. 3 Nummer 7 vor-

gesehen werden. 

Weitere Regelungsgegenstände, die den Rechtsverordnungen vorbehalten werden, 

sind u. a.  

- die Akkreditierungs- bzw. Reakkreditierungsfristen 

- die fachlichen Anforderungen an die Gutachterinnen und Gutachter 
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- die Voraussetzungen, unter denen eine Akkreditierung oder Reakkreditierung 

entzogen werden kann 

- Sicherung der Mehrheit der Stimmen der Hochschullehrerinnen und Hochschul-

lehrer bei den Agenturen. 

Abs. 4: Die Rechtsverordnungen können darüber hinaus – ggf. länderspezifisch – 

die im Rahmen der Experimentierklausel nach Art. 3 Abs. 1 Nummer 3 zugelasse-

nen alternativen Akkreditierungsverfahren im Einzelnen regeln. 

Abs. 5 sieht darüber hinaus die Möglichkeit vor, im Rahmen der Rechtsverordnun-

gen Regelungen zu den von den Agenturen zu erhebenden Entgelten zu treffen, 

um eine Begrenzung der Kosten zu ermöglichen. Eine entsprechende Rechtsset-

zungsbefugnis der Länder ergibt sich aus einer Annexkompetenz zum Hochschul-

recht.  

Abs. 6 schreibt die Einheitlichkeit der Rechtsverordnungen hinsichtlich der Rege-

lungen zu den formalen Kriterien, zu den Sonderregelungen für bestimmte Studien-

bereiche, zum Verfahren sowie zu den von den Agenturen zu erhebenden Entgel-

ten vor, soweit dies für die Gewährleistung der staatlichen Verantwortung i.S. von 

Art. 1 Abs. 2 als Grundlage für die gegenseitige Anerkennung und Gewährleistung 

der Mobilität erforderlich ist 

Artikel 5 Stiftung Akkreditierungsrat 

Art. 5 übernimmt den Inhalt der KMK-Vereinbarung zur Stiftung „Stiftung zur Akkre-

ditierung von Studiengängen in Deutschland“ vom 16.12.2004 (Wahrnehmung der 

gesamtstaatlichen Verantwortung der Länder durch die Stiftung) und beschreibt die 

Aufgaben der Stiftung. 

Nach Art. 5 Abs. 1 wird die bestehende Stiftung zur Akkreditierung von Studien-

gängen in Deutschland nicht aufgelöst. Vielmehr wird diese Stiftung künftig als ge-

meinsame Einrichtung der Länder unter dem neuen Namen „Stiftung Akkreditie-

rungsrat“ weitergeführt. Rechtstechnisch wird dies durch eine Änderung des nord-

rhein-westfälischen Stiftungserrichtungsgesetzes vom 15. Februar 2005 umgesetzt 

werden. 
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Wesentliche Aufgabe der Stiftung ist die Akkreditierung und Reakkreditierung von 

Studiengängen und hochschulinternen Qualitätssicherungssystemen sowie ande-

ren im Rahmen der Experimentierklausel zugelassenen Akkreditierungsverfahren 

durch Verleihung des Siegels der Stiftung. An die Stelle der bisherigen Akkreditie-

rung von Agenturen tritt gem. Abs. 3 Nummer 5 die Zulassung der Agenturen, die in 

Analogie zu dem gewerberechtlichen Wirtschaftsverwaltungsrecht von dem Nach-

weis der Zuverlässigkeit abhängig gemacht wird. Der Begriff der Zuverlässigkeit ist 

in der Rechtsprechung hinreichend definiert, sodass er im Rahmen einer berufsre-

gulierenden Regelung zulässig sein dürfte. Aus europarechtlichen Gründen gilt für 

die bei EQAR-registrierten Agenturen die Vermutung der Zuverlässigkeit, die je-

doch widerlegt werden kann (Beweislastumkehr). 

Die weiteren Aufgaben der Stiftung entsprechen im Wesentlichen dem derzeit gel-

tenden Stiftungsgesetz. 

Artikel 6 Stiftungsvermögen, Gebühren 

Entspricht im Wesentlichen bisheriger Rechtslage; an der Beschlussfassung zur 

Gebührenordnung durch den Stiftungsrat ist die Kultusministerkonferenz zu beteili-

gen. 

Artikel 7 Satzung; Geschäftsordnung 

Entspricht bisheriger Rechtslage 

Artikel 8 Organe der Stiftung 

Entspricht bisheriger Rechtslage 

Artikel 9 Akkreditierungsrat 

Art. 9 Abs. 1 regelt die Aufgaben des Akkreditierungsrates, der insbesondere Stu-

diengänge und hochschulinterne Qualitätssicherungssysteme akkreditiert und reak-

kreditiert. Dieser neuen Funktion entsprechend ist die Wissenschaft nunmehr mit 

acht Hochschullehrerinnen oder Hochschullehrern von staatlichen oder staatlich 

anerkannten Hochschulen vertreten. Damit wird der Vorgabe des Bundesverfas-

sungsgerichts nach einer wissenschaftsadäquaten Zusammensetzung Rechnung 

getragen. Die Hochschulrektorenkonferenz ist zusätzlich mit einem Mitglied vertre-
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ten. Abs. 4 sieht darüber hinaus eine doppelte Stimmführung der Vertreter der Wis-

senschaft bei Entscheidungen über die Einhaltung der fachlich inhaltlichen Kriterien 

vor, um die nach den höchstrichterlichen Vorgaben erforderliche Mehrheit der Wis-

senschaft sicherzustellen. Im Unterschied zur bisher geltenden Regelung ist die 

Zugehörigkeit der Wissenschaftsvertreter mindestens zu den vier großen Fächer-

gruppen der Geistes-, Gesellschafts-, Natur- und Ingenieurwissenschaften festge-

schrieben. Diese Regelung lässt Raum für Repräsentanten anderer, hiervon nicht 

erfasster Studienbereiche (z. B. Kunst). 

Artikel 10 Vorstand 

Entspricht bisheriger Rechtslage 

Artikel 11 Stiftungsrat 

Entspricht bisheriger Rechtslage 

Artikel 12 Geschäftsstelle der Stiftung 

Entspricht bisheriger Rechtslage 

Artikel 13 Wirtschaftsführung, Rechnungslegung 

Entspricht bisheriger Rechtslage und KMK-Beschlusslage. Die Vorgabe zum Quo-

rum für die Zustimmung zum Wirtschaftsplan der Stiftung bezieht sich auf die FMK. 

Artikel 14 Aufsicht 

Entspricht bisheriger Rechtslage 

Artikel 15 Evaluation 

Diese Vorschrift sieht eine regelmäßige Evaluierung des Akkreditierungssystems im 

Auftrag von KMK und HRK vor. 

Artikel 16 Übergangsvorschriften 

Nach Art. 18 tritt der Staatsvertrag im Monat nach dem Zeitpunkt der Hinterlegung 

der letzten Ratifikationsurkunde in Kraft. Für die Zeit nach diesem Inkrafttreten 

muss entschieden werden, welche Rechtsvorschriften für die im Zeitpunkt des In-

krafttretens des Staatsvertrages noch laufenden und nicht beendeten Akkreditie-
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rungsverfahren gelten. Nach Abs. 2 sind dies diejenigen Vorschriften, die bis zum 

Inkrafttreten des Staatsvertrages für die Akkreditierung von Studiengängen gegol-

ten haben. 

Des Weiteren müssen nach Inkrafttreten des Staatsvertrages die Rechtsverord-

nungen nach Art. 4 in Geltung gesetzt werden. Für den Zeitraum zwischen Inkraft-

treten des Staatsvertrages und dem Inkrafttreten dieser Rechtsverordnungen be-

steht ein Bedürfnis, flexibel zu entscheiden, welches Recht hinsichtlich der Akkredi-

tierung in diesem Zeitraum gelten soll. Dem trägt die RVO-Ermächtigung nach 

Abs. 2 Rechnung. 

Artikel 17 Berufsakademien; Kirchen 

Abs. 1 stellt sicher, dass die auch bisher in die Akkreditierung einbezogenen Aus-

bildungsgänge von staatlichen und staatlich anerkannten Berufsakademien, die zu 

Bachelorabschlüssen führen, in den Staatsvertrag einbezogen sind. 

Abs. 2 sieht Ausnahmen für Studiengänge vor, die staatskirchenrechtlichen Rege-

lungen oder Vereinbarungen unterliegen. Dies betrifft die theologischen Studien-

gänge und gewährleistet die Einhaltung der in Abstimmung mit den Kirchen gefass-

ten „Eckpunkte für die Studienstruktur in den Studiengängen mit Katholischer oder 

Evangelischer Theologie/Religion“ vom 13.12.2007 hinsichtlich der Akkreditierung. 

Artikel 18 Schlussvorschriften 

Abs. 1 entspricht redaktionell angepasst der Regelung im Staatsvertrag über die 

gemeinsame Einrichtung für Hochschulzulassung ohne die dort vorgesehenen Vor-

schriften zu den Folgen des Außerkrafttretens des Staatsvertrages. 

Abs. 2 enthält eine Beitrittsklausel. 

Bei Kündigung dieses Staatsvertrages durch ein Land bleibt das zwischen den üb-

rigen Ländern bestehende Vertragsverhältnis unberührt (Abs. 3). 


